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7011 Förderprogramm zur Steigerung
der Energie- und Ressourceneffizienz 

in gewerblichen Unternehmen

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, 

Klimaschutz, Energie und Landesplanung 

vom 3. Februar 2016 (8302)

1 Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck
1.1 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt im Wege der Projekt­

förderung Zuwendungen an Unternehmen nach Maßgabe 
dieser Verwaltungsvorschrift, der §§ 23 und 44 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) vom 20. Dezember 1971 (GVBI. 
1972 S. 2, BS 63-1) und der Verwaltungsvorschrift zum 
Vollzug der Landeshaushaltsordnung (W-LHO) vom 20. De­
zember 2002 (MinBI. 2003 S. 22, 324; 2012 S. 410) in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. Es gelten zudem
-  die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen So­
zialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Land­
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und den Europäischen Meeres- und Fischerei­
fonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Euro­
päischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
(ABI. EU Nr. L 347 S. 320),

-  die Verordnung Nr. 1301/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit 
besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels „In­
vestitionen in Wachstum und Beschäftigung“ und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABI. EU 
Nr. L 347 S. 289),

-  das Operationelle Programm Rheinland-Pfalz für den 
EFRE im Ziel „Investitionen in Wachstum und Beschäf­
tigung“ , Förderperiode 2014 bis 2020, sowie

-  die Verwaltungsvorschrift für Zuwendungsverfahren im 
Rahmen der Umsetzung des Operationellen Programms 
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
im Ziel „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ 
Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2014-2020 (WIWB-EFRE) 
des Ministeriums für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie 
und Landesplanung vom 15. Oktober 2015 (MinBI. S. 313)

in ihrer jeweils geltenden Fassung.
1.2 Mit den Zuwendungen sollen die rheinland-pfälzischen Un­

ternehmen bei der Steigerung ihrer Energie- und Ressour­
ceneffizienz unterstützt werden. Die Zuwendungen sollen 
zur wirksamen Verringerung von Treibhausgasemissionen, 
Materialverbrauch und Abfallaufkommen beitragen und die 
Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandortes Rheinland- 
Pfalz nachhaltig sichern.

1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu­
wendung besteht nicht; vielmehr entscheidet auf Antrag 
die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.4 Die Zuwendungen werden als „De-minimis“-Beihilfen gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä­
ischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. EU L 352 S. 1) 
in der jeweils geltenden Fassung gewährt.

2 Begriffsbestimmung
2.1 Gewerbliche Unternehmen

Der Begriff gewerblich richtet sich nach § 2 des Gewerbe­
steuergesetzes in der Fassung vom 15. Oktober 2002

(BGBl. I S. 4167) in der jeweils geltenden Fassung. Nicht 
als Gewerbebetriebe im Sinne der vorliegenden Vorschrift 
gelten gemeinnützige Unternehmen oder öffentliche Unter­
nehmen. Gleiches gilt für Unternehmen, bei denen eine 
direkte oder indirekte Mehrheitsbeteiligung von gemein­
nützigen oder öffentlichen Unternehmen oder der öffent­
lichen Hand besteht.

2.2 Betriebsstätte
Für den Begriff der Betriebsstätte gilt § 12 der Abgaben­
ordnung in der Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. 61) in der jeweils geltenden Fassung. 
Mehrere Betriebsstätten eines Gewerbebetriebes des An­
tragstellers in derselben Gemeinde sollen als eine einheit­
liche Betriebsstätte behandelt werden.

2.3 Eigenbetriebliche Nutzung

Eine Investition wird eigenbetrieblich genutzt, wenn die 
Nutzung ausschließlich mit eigenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern erfolgt. Eine Vermietung oder Verpachtung 
oder sonstige Nutzungsüberlassung oder Übertragung 
schließt die eigenbetriebliche Nutzung aus.

2.4 Beginn des Investitionsvorhabens (Maßnahmebeginn)

Beginn des Investitionsvorhabens ist grundsätzlich der ver­
bindliche (schriftliche oder mündliche) Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungs­
vertrages. Als solcher kann regelmäßig die Beauftragung 
oder Bestellung angesehen werden. Als Investitionsbeginn 
gilt in der Regel auch ein auf die Finanzierung des Vor­
habens abgeschlossener Darlehens- oder Finanzierungs­
vertrag. Gleiches gilt für die Aufnahme von Eigenleistun­
gen. Der Grunderwerb ist nicht als Beginn des Vorhabens 
anzusehen. Bei Baumaßnahmen gelten Planung und Boden­
untersuchung nicht als Beginn des Vorhabens.

2.5 Ende des Investitionsvorhabens (Maßnahmeabschluss)

Ein Investitionsvorhaben ist beendet, wenn es fertiggestellt 
ist, d.h. mit der Anschaffung des letzten dem Vorhaben 
zuzurechnenden Wirtschaftsgutes oder sobald es seiner 
Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden kann 
(wesentliche Betriebsbereitschaft).

2.6 Beurteilungszeitpunkt

Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit eines 
Vorhabens sowie für die Ermittlung der Beihilfenintensität 
und des Beihilfenbetrags ist der Zeitpunkt der Gewährung 
der Förderung1

3 Gegenstand der Förderung
3.1 Gefördert werden Investitionsvorhaben, die - bezogen auf 

die jeweilige Maßnahme - zu einer dauerhaften Steigerung 
der Energie- (um mindestens 20%) oder sonstigen Res­
sourceneffizienz (um mindestens 10%) führen und deren 
Gesamtfinanzierung gesichert ist. In der Regel werden nur 
Vorhaben mit einem geplanten Mindesteinsparvolumen 
von jährlich 40 t C 02 gefördert. Die in den Sätzen 1 und 2 
genannten Werte können auch dadürch erreicht werden, 
dass verschiedene geförderte Investitionen zu einer Maß­
nahme zusammengefasst werden.

3.2 Das Programm fördert die Umsetzung von gewerblichen 
und industriellen Ressourceneffizienzmaßnahmen, die ins­
besondere den folgenden zum Klima- und Umweltschutz 
beitragenden Zielen dienen:

-  Umsetzung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und 
zur effizienteren Energienutzung;

-  Verringerung des Einsatzes von Roh-, Hilfs- und Be­
triebsstoffen, insbesondere des Materialeinsatzes,

1 Vergleiche Art. 2 Nr. 28 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom­
mission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABI. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283 S. 65).
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-  Vermeidung und Verringerung des Einsatzes von Wasser 
und des Anfalls von Abwasser sowie der Verringerung 
und Zurückhaltung von Abwasserfrachten, insbesondere 
solcher Stoffe, die in öffentlichen Kläranlagen nicht oder 
nicht ausreichend eliminiert werden,

-  Schließung von Stoffkreisläufen,

-  Vermeidung und Verminderung von Abfällen, sowie die 
Verminderung ihrer Schädlichkeit,

-  Reduzierung der Lärm- und Schadstoffemissionen.

3.3 Dies umfasst Investitionen in folgenden Bereichen:

-  Anlagentechnik und Maschinenpark inklusive Querschnitts­
technologien, wie Heizung, Kühlung, Beleuchtung, Lüf­
tung, Warm wasserbereitung, elektrische Antriebe, Druckluft 
und Pumpen,

-  Bauliche Maßnahmen im Bestand (z. B. Gebäudehülle),

-  Prozesskälte und -wärme,

-  Wärmerückgewinnung/Abwärmenutzung,

-  Mess-, Regel- und Steuerungstechnik,

-  Informations-und Kommunikationstechnik,

-  Wassernutzung sowie Abwasseraufbereitung und -be- 
handlung,

-  Abfallvermeidung und -Verminderung,

-  Energiespeicherung und Energiegewinnung, sofern aus­
schließlich für den Eigenbedarf,

-  Verringerung des Materialeinsatzes.

3.4 Die erwartete Einsparung ist durch einen Sachverständigen 
zu berechnen und zu bestätigen. Geeignete Sachverstän­
dige sind zugelassene EffCheck-Berater und solche aus 
der Expertenliste für die Förderprogramme des Bundes. 
Ein Link zu der Liste der EffCheck-Berater sowie der Ex­
pertenliste des Bundes wird bei der Programmübersicht 
auf der Homepage der Investitions- und Strukturbank Rhein­
land-Pfalz (ISB) veröffentlicht. Ausnahmsweise können im 
Einzelfall auch andere qualifizierte Personen mit entspre­
chendem Sachkundenachweis anerkannt werden. Die An­
erkennung kann auf Antrag vorab von der Bewilligungs­
behörde erteilt werden.

3.5 Die Bestätigung der geplanten Einsparung soll dem För­
derantrag beigefügt werden und muss der Bewilligungs­
behörde vor Erteilung der Bewilligung vorliegen. Nach Maß­
nahmeabschluss ist die ordnungsgemäße Umsetzung der 
Maßnahme durch einen Sachverständigen nach Nummer 3.4 
zu bestätigen.

4 Zuwendungsempfänger

4.1 Zuwendungsempfänger sind gewerbliche Unternehmen ein­
schließlich Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe, die 
die Voraussetzungen der vorliegenden Verwaltungsvorschrift 
und der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllen.

4.2 Antragsberechtigt ist, wer die Investition vornimmt und 
eigenbetrieblich nutzt.

5 Fördervoraussetzungen
5.1 Die Zuwendungen können nur für Investitionen gewährt 

werden, die die Voraussetzungen der vorliegenden Verwal- 
tungsvorschrift erfüllen und in Rheinland-Pfalz umgesetzt 
werden.

5.2 Zuwendungen werden nur für Vorhaben gewährt, mit deren 
Durchführung nicht vor Antragstellung (Eingang des aus­
gefüllten Antragsformulars bei der Investitions- und Struk­
turbank Rheinland-Pfalz - ISB -, Mainz) und Erteilung der 
schriftlichen Bestätigung durch die ISB, dass die Förder­
voraussetzungen vorbehaltlich einer detaillierten Prüfung 
dem Grunde nach erfüllt werden, begonnen worden ist.

5.3 Die geförderten Anlagen und die durchgeführten Maßnah­
men müssen dem Stand der Technik entsprechen.
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5.4 Bei allen Vorhaben müssen die jeweiligen genehmigungs­
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.

5.5 Für Einzelmaßnahmen ist die gleichzeitige Inanspruch­
nahme eines Zuschusses im vorliegenden Programm und 
im Programm „Zukunftsfähige Energieinfrastruktur“ nicht 
möglich.

5.6 Der Antragsteller muss seinen steuerlichen Verpflichtungen 
nachkommen. Die Antragsunterlagen sind um eine aktuelle 
„Bescheinigung in Steuersachen“ des zuständigen Finanz­
amtes zu ergänzen.

5.7 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss gesichert sein. 
Dies ist durch eine Vollfinanzierungsbestätigung eines Kre­
ditinstitutes nachzuweisen.

5.8 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein In­
vestitionsvorhaben gewährt, das innerhalb von 36 Monaten 
durchgeführt (beendet) wird.

5.9 Mehrkosten, die nach Bewilligung im Rahmen eines bereits 
geförderten einzelbetrieblichen Vorhabens entstehen, kön­
nen nicht gefördert werden.

5.10 Als förderfähig werden nur Kosten berücksichtigt, die im 
Rahmen der förderfähigen Investitionen anfallen und nach 
steuerrechtlichen Grundsätzen im Anlagevermögen aktiviert 
werden. Gemietete, geleaste oder im Wege des Mietkaufs 
angeschaffte Wirtschaftsgüter sind nicht förderfähig.

5.11 Eigenleistungen sind nicht förderfähig.

5.12 Förderfähig sind unter den nachstehend genannten Voraus­
setzungen auch immaterielle Wirtschaftsgüter. Immaterielle 
Wirtschaftsgüter sind Patente, Betriebslizenzen oder pa­
tentierte technische Kenntnisse sowie nicht patentierte 
technische Kenntnisse. Immaterielle Wirtschaftsgüter sind 
nur förderfähig, wenn

-  diese aktiviert werden und abschreibungsfähig sind,

. -  der Investor diese von einem Dritten (nicht von verbun­
denen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder personell 
verflochtenen Unternehmen) zu Marktbedingungen er­
worben hat und

-  diese Wirtschaftsgüter innerhalb der rheinland-pfälzischen 
Betriebsstätten, die die Förderung erhalten, genutzt 
werden und mindestens fünf Jahre im Betrieb des Erst­
erwerbers verbleiben.

5.13 Nicht in die Förderung einbezogen werden insbesondere 
die Kosten (einschließlich Nebenkosten) für

-  Investitionen in nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) in der jeweils gelten­
den Fassung und/oder nach dem Kraft-Wärme-Kopp- 
lungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498) 
in der jeweils geltenden Fassung geförderte Anlagen,

-  Grunderwerb,

-  Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen; eine 
Ersatzbeschaffung liegt nicht vor, wenn das neu ange­
schaffte oder hergestellte Wirtschaftsgut wegen seiner 
technischen Überlegenheit oder rationelleren Arbeits­
weise für den Betrieb eine wesentlich andere Bedeutung 
hat als das ausgeschiedene Wirtschaftsgut,

-  die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten für Pkw, 
Kombifahrzeuge, Lkw, Omnibusse, Luftfahrzeuge, Schiffe 
und Schienenfahrzeuge sowie sonstige Fahrzeuge, die 
im Straßenverkehr zugelassen sind und primär dem 
Transport dienen,

-  gebrauchte Wirtschaftsgüter,

-  aktivierungsfähige Finanzierungskosten (Bauzeitzinsen),

-  Wohnräume,

-  Mehrwertsteuer, soweit ein Vorsteuerabzug gemacht 
werden kann,

-  geringwertige Wirtschaftsgüter,
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-  Beratung, wenn diese nicht im Sachanlagevermögen 
aktiviert wird, z. B. für Rechtsberatung und allgemeine 
Unternehmensberatung; Gleiches gilt für die Kosten für 
den Sachverständigen nach Nummer 3.4.

5.14 Die durch Investitionshilfen geförderten Wirtschaftsgüter 
müssen mindestens fünf Jahre nach Abschluss des In­
vestitionsvorhabens räumlich ausschließlich in der geför­
derten Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie werden 
durch gleich- oder höherwertige Wirtschaftsgüter ersetzt. 
Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut förderfähig.

6 Art, Umfang und Höhe der Förderung

6.1 Die Förderung erfolgt als Anteilsfinanzierung im Rahmen 
einer Projektförderung durch Zuschüsse.

6.2 Der Mindestzuschussbetrag zum Bewilligungszeitpunkt lieqt 
bei 20.000 EUR.

6.3 Die Förderung erfolgt als De-minimis-Beihilfe. Sie darf da­
her maximal 200.000 EUR innerhalb von drei Steuerjahren 
pro Unternehmen betragen. Für Unternehmen, welche im 
gewerblichen Straßengüterverkehr tätig sind, darf die För­
derung maximal 100.000 EUR pro Unternehmen innerhalb 
von drei Steuerjahren betragen. Der zugrunde zu legende 
Zeitraum von drei Steuerjahren bestimmt sich nach den 
Steuerjahren, die für das geförderte Unternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland maßgebend sind. Sofern be­
reits andere Förderungen gewährt wurden oder beantragt 
werden, ist die Kumulierungsregelung des Artikels 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 sowohl seitens der Bewilli­
gungsstelle als auch seitens des Zuwendungsempfängers 
zu beachten. Insbesondere verpflichtet sich der Zuwen­
dungsempfänger vor Bewilligung sämtliche Informationen 
hinsichtlich der Überprüfung und Einhaltung der Kumulie­
rungsregelung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1407/ 
2013 der Bewilligungsstelle schriftlich mitzuteilen.

6.4 Der zulässige Förderhöchstsatz beträgt regelmäßig 25 % 
der förderfähigen Kosten.

7 Ausschluss von der Förderung

7.1 Von der Förderung sind insbesondere ausgeschlossen:

-  Land- und Forstwirtschaft, soweit nicht Verarbeitung oder 
Vermarktung,

-  Aquakultur, Fischerei, :

-  Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien, Altenpflegeheime 
oder ähnliche Einrichtungen sowie Dienstleister, die ent­
sprechende Leistungen ambulant erbringen,

-  Campingplätze und Ferienwohnungen,

-  Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien 
der Europäischen Kommission für staatliche Beihilfemzur 
Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unter­
nehmen in Schwierigkeiten (ABI. EU 2014 Nr. C 249 S. 1)

. in der jeweils geltenden Fassung.

7.2 Antragstellern, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
einer Entscheidung der Europäischen Kommission über 
die Rückzahlung einer Beihilfe nicht Folge geleistet haben, 
kann erst eine Förderung gewährt werden, wenn der Rück­
forderungsbetrag zurückgezahlt worden ist.

8 Widerruf und Rückforderung
8.1 Der Zuwendungsbescheid kann insbesondere widerrufen 

und die bereits gewährten Fördermittel vom Zuwendungs­
empfänger zurückgefohdert werden, wenn dem Zuwen­
dungsbescheid zugrunde liegende Fördervoraussetzungen 
der vorliegenden Verwaltungsvorschrift nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens nicht erfüllt sind.

8.2 Die Förderung ist außerdem zurückzufordern, wenn die 
Voraussetzungen des Artikels 71 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013 vorliegen. Von der Verkürzung des 
Zeitraums auf drei Jahre für kleine und mittlere Unter­
nehmen wird Gebrauch gemacht.

9 Verfahren

, 9.1 Bewilligungsbehörde ist die ISB. Bei dieser sind Anträge 
auf Gewährung von Zuwendungen unter Verwendung des 
dort erhältlichen elektronischen Formulars zu stellen.

9.2 Die Bewilligungsbehörde ist zuständig.

-  für den Erlass des Bewilligungsbescheides sowie

-  für die gesamte weitere Abwicklung einschließlich Ab­
änderung und Aufhebung von Zuwendungsbescheiden. 
Dies umfasst auch die Rückforderung der zu erstatten­
den Leistungen einschließlich der Festsetzung der zu 
erstattenden Zinsen.

9.3 Der programmgemäße Einsatz der Mittel ist gegenüber der 
ISB nachzuweisen. Eine Überprüfung der Berechnungs­
unterlagen sowie eine Vor-Ort-Prüfung der geförderten Maß­
nahmen bleiben Vorbehalten.

9.4 Sofern die zuständige Behörde dies bestimmt, sind An­
gaben des Antragstellers durch eine Steuerberaterin oder 
einen Steuerberater zu bestätigen.,

9.5 Die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung im Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in Wachstum und 
Beschäftigung“ Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2014-2020 
(ANBest IWB-EFRE)“ sind abweichend von Teil I Nr. 5.1 zu 
§ 44 Abs. 1 LHO der W-LHO in der jeweils geltenden 
Fassung zum Bestandteil des Bewilligungsbescheides zu 
machen.

10 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2016 in Kraft.
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